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kann innerhalb der St raf tatbestände und der gesetzlichen 
Strafrahmen, aber auch bei der Anwendung des Strafrechts 
generell gegen Personen, die keine schwerwiegenden Straf­
taten 'begangen haben, besser differenziert werden. Anliegen 
des Gesetzes ist es, alle strafrechtlichen und gesellschaftlich- 
erzieherischen Möglichkeiten zur Überwindung von Rechts­
verletzungen zu nutzen, jedoch auch konsequent staatliche 
Reaktionen gegen solche Straftäter zu gewährleisten, die 
schwere und schwerste Straftaten begehen und nicht gewillt 
sind, ehrlich und anständig zu leben.

Die weitere Vervollkommnung des Strafrechts bezieht sich 
sowohl auf den Schutz der sozialistischen Staats- und Gesell­
schaftsordnung, des sozialistischen Eigentums und der Volks­
wirtschaft als auch auf den Schutz der Persönlichkeit der Bür­
ger, ihrer Freiheit und Würde und ihres persönlichen Eigen­
tums. Kontinuierlich weiterentwickelt wird das Prinzip der 
Verantwortung jedes Staatsorgans, jeder gesellschaftlichen 
Organisation, jedes Leiters und nicht zuletzt jedes Bürgers 
für die Vorbeugung von Straftaten und für die Beseitigung 
ihrer Ursachen, um insbesondere Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu 
gewährleisten und die Einflußnahme auf die Erziehung von. 
Rechtsverletzern zu aktivieren.

Die Ausprägung dieser Grundprinzipien des Strafrechts 
der DDR und die breite Entfaltung sozialistischer Demokratie 
in der Rechtsprechung sind wesentliche Voraussetzungen für 
eine hohe Rechtssicherheit, die unser sozialistischer Rechts­
staat seinen Bürgern garantiert

Die planmäßige Weiterentwicklung der strafrechtlichen 
Grundprinzipien wird besonders an folgenden Regelungen 
des 5. Strafrechtsänderungsgesetzes deutlich:

1. Beachtung völkerrechtlicher Vereinbarungen
^ im Strafrecht der DDR

Grundlegende Anforderungen, die bei der Entwicklung und 
Vervollkommnung des Strafrechts der DDR zu berücksich­
tigen waren, ergeben sich aus völkerrechtlichen Vereinbarun­
gen, denen die DDR in den 70er und 80er Jahren beigetreten 
ist. Das betrifft z. B. Anforderungen aus der Konvention gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Bestrafung vom 10. Dezember 1984, 
der Konvention gegen Geiselnahme vom 18. Dezember 1979, 
der Konvention über die Verhütung, Verfolgung und Bestra­
fung von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Perso­
nen einschließlich Diplomaten vom 14. Dezember 1973. Die 
sowohl im Strafgesetzbuch als auch im Gesetz über die Luft­
fahrt vom 27. Oktober 1983 (GBl. I Nr. 29 S. 277) mit dem 
5. Strafrechtsänderungsgesetz neu aufgenommenen Straftat­
bestände sind Ausdruck der Bereitschaft der DDR, die Ver­
pflichtungen aus internationalen Abkommen und zur inter­
nationalen Zusammenarbeit konsequent zu erfüllen. Damit 
soll zugleich die Friedens- und Dialogpolitik der DDR ürid 
anderer Staaten wirksam unterstützt werden. Der hohe Stel­
lenwert, den die Verwirklichung der Menschenrechte im ge­
sellschaftlichen Leben der DDR hat, wird so auch durch das 
Strafrecht noch besser gesichert.

2. Schutz der Volkswirtschaft
und des sozialistischen Eigentums

Unter den Bedingungen der weiteren Vervollkommnung der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse und der Entwicklung 
der Produktivkräfte ergeben sich neue Anforderungen bei 
der Ausgestaltung der Strafbestimmungen zum Schutz der 
Volkswirtschaft und des sozialistischen Eigentums. Die Ände­
rungen und Ergänzungen dieser Regelungen beziehen sich auf 
die Gewährleistung höherer Sicherheit bei der intensiv erwei­
terten Reproduktion. Dabei geht es vor allem um die wirk­
same Bekämpfung von Havarien und anderen Störungen, 
durch die volkswirtschaftliche Verluste schuldhaft verursacht 
werden. Diese Aufgabe, die auf der 6. Tagung des Zentral­
komitees der SED mit aller Eindringlichkeit betont wurde2 5, 
führte insbesondere zur Erweiterung der Tatbestände der 
Wirtschaftsschädigung. Die Ergänzung des Tatbestands der 
Falschmeldung soll dazu beitragen, die Staatsdisziplin in den 
Ledtungs- und Informationsbeziehungen weiter zu erhöhen.

Der wirksame Schutz unserer natürlichen Umwelt gewinnt 
zunehmend an Bedeutung. Es wurde daher notwendig, neben 
einer Reihe von Maßnahmen zur konsequenteren Durchset­
zung der Umweltpolitik, die Wirksamkeit der Maßnahmen 
der individuellen rechtlichen Verantwortlichkeit (einschließ­
lich der strafrechtlichen) für die schuldhafte Verursachung 
von Umweltschäden bzw. -beeinträchtigungen zu erhöhen.

Zur Gewährleistung des Geheimnisschutzes wurde die 
strafrechtliche Ahndung der Verletzungen von Pflichten zur 
Geheimhaltung einheitlich geregelt. Strafrechtlich geschützt 
werden sowohl Geheimnisse, die für die Entwicklung und 
Festigung der DDR und die sozialistische Gemeinschaft be­
deutsam sind (Staatsgeheimnisse), als auch andere geheimzu­
haltende Informationen, die zur Wahrung der Interessen der 
Staatsorgane, Betriebe und Bürger zu sichern sind.

Bei der Änderung und Ergänzung der Strafbestimmungen 
zum Schutze der Volkswirtschaft war zu berücksichtigen, daß 
die gesetzlichen Voraussetzungen zur Anwendung des Straf­
rechts auf jene Fälle zu beschränken sind, bei denen andere 
Maßnahmen der Verantwortlichkeit (arbeitsrechtliche oder 
ordnungsrechtliche) nicht ausreichen. Gleichzeitig darf das 
Strafrecht auch nicht hemmend auf notwendige schöpferische 
Aktivitäten für den wissenschaftlich-technischen Fortschritt 
wirken.6

Unter dem Aspekt der Gewährleistung des Schutzes der 
Volkswirtschaft, des sozialistischen und persönlichen Eigen­
tums und von Persönlichkeitsrechten der Bürger wurden 
Straftatbestände zur Ahndung krimineller Angriffe auf die 

- Datensicherheit geschaffen. > Diese neuen Anforderungen an 
das Strafrecht der DDR ergeben sich aus der beschleunigten 
Entwicklung und umfassenden Nutzung von Schlüsseltechno­
logien, speziell der modernen Computertechnik und deren ver­
stärkter Anwendung.7

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß mit 
dem 5. Strafrechtsänderungsgesetz auch eine wirksamere 
Reaktion auf Verletzungen von Rechten und Interessen der 
Bürger gewährleistet wird, indem für Spekulation und Be­
stechlichkeit sowie Glücksspiele und Zinswucher die Voraus­
setzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit exakt ge­
regelt sind. Die bisherigen Tatbestände der spekulativen Wa­
renhortung und Bestechung wurden dazu entsprechend modi­
fiziert und ein neuer Tatbestand (§ 249 a — unzulässige Glücks­
spiele und Wetten) in das Strafgesetzbuch eingefügt.

3. Differenzierung im unteren Grenzbereich 
des Strafrechts, der Rückfallstraftaten 
und Antragsdelikte

Weitere Regelungen des Gesetzes sind auf das Prinzip der 
Differenzierung bei der Verfolgung und Ahndung von Straf­
taten unter Berücksichtigung der Schuld und der Persönlich­
keit des Täters und des durch ihn verursachten Schadens so­
wie auf die bessere Abgrenzung der Straftat von der Nicht­
straftat gerichtet. Durch die Vervollkommnung der Rückfall­
regelungen im Strafgesetzbuch kann differenzierter auf Rück­
fallstraftaten reagiert und dabei den Gesamtumständen der 
erneuten Straftat, insbesondere der konkreten Tatschwere, 
besser Rechnung getragen werden. In einer Reihe weiterer 
Straftatbestände wurde als Strafart die Geldstrafe vorgese­
hen (z. B. zur Bestrafung von wiederholt begangener Hehle­
rei, Begünstigung oder bei Fälschungen von Geldzeichen).

In mehreren Strafbestimmungen wurde mit dem 5. Straf­
rechtsänderungsgesetz die Strafverfolgung auf Antrag des Ge­
schädigten neu eingeführt (z. B. Verletzung des Briefgeheim­
nisses). Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit kann nunmehr abgesehen werden, wenn beispielsweise 
bei Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls (§ 196 
StGB) eine erhebliche Schädigung der Gesundheit oder der 
Tod eines nahen Angehörigen verursacht wurde. Derartige 
Handlungen mußten bisher als Straftat verfolgt werden.

5 K. Hager, Aus dem Bericht des Politbüros an die" 6. Tagung des 
Zentralkomitees der SED, Berlin 1988, S. 69.

6 Vgl. dazu D. Seidel, „Risiko und sozialistisches Recht44, Deutsche 
Zeitschrift für Philosophie 1986, Heft 10, S. 894 ff.

7 Vgl. dazu den Beitrag von E. Buchholz/H. Pompoes in diesem 
Heft.


